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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Juli 1969 

III/l — 68070 — E — Lo 1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung 
einer Lohnerhebung im Einzelhandelr im Bank- und Ver- 
sicherungsgewerbe. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissionsvorschlag 
ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Euopäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Angelegenheiten 
des Bundesrates und der Länder 

Schmid 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54. Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
über die Durchführung einer Lohnerhebung im Einzelhandel, 
im Bank- und im Versicherungsgewerbe 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 213, 

nach Kenntnisnahme des Verordnungsentwurfs 
der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

— Die Kommission muß zur Erfüllung der ihr nach 
dem Vertrag, insbesondere nach den Artikeln 2, 
3, 117, 118, 120 und 122 obliegenden Aufgaben 
über die Lohnverhältnisse und die Lohnentwidc- 
lung in den sechs Ländern der Gemeinschaft, und 
zwar insbesondere über die Arbeitskosten, unter- 
richtet sein. 

— Da statistische Angaben, die gültige Vergleiche 
ermöglichen würden, fehlen, läßt sich die Höhe 
und die Zusammensetzung der Arbeitskosten am 
besten durch eine Erhebung nach einheitlichen 
Begriffsbestimmungen und einer einheitlichen 
Methode ermitteln. 

— Die spezifischen Erhebungen über die Arbeits- 
kosten, die ab 1959 auf der Grundlage der Ver- 
ordnungen des Rates Nr. 10 ^), Nr. 14 ^), Nr. 28 ^), 
Nr. 151 4), Nr. 100/66/EWG 5), Nr. 101 /66/EWG 6) 
und Nr, 1899/68/EWG ^), durchgeführt wurden, 
betrafen ausschließlich die Industrie und das 
Straßenverkehrsgewerbe. 

— Wichtige Sektoren der Wirtschaftstätigkeit — 
der Handel und die Dienstleistungsgewerbe — 
wurden bisher wegen besonderer technischer 
Bedingungen bei diesen Erhebungen nicht erfaßt. 
Um vollständigere und demzufolge auch ge- 
nauere Auskünfte über die Arbeitskosten zu er- 
halten, erscheint es angezeigt, den Bereich der 
Erhebungen über die Lohnkosten auch auf diese 
Sektoren auszudehnen. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 

vom 31. August 1960, Seite 1199/60 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 55 

vom 16. August 1961, Seite 1054/61 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 41 

vom 28. Mai 1962, Seite 1277/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 133 
vom 13. Dezember 1962, Seite 2841/62 
5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 134 
vom 22. Juli 1966, Seite 2538/66 
®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 134 
vom 22. Juli 1966, Seite 2540/66 
’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 29. November 1968, Seite L 289/4 


— ’ Aus sowohl wirtschaftlichen wie technischen 
Gründen kann die Kenntnis der Lohnverhältnisse 
im Handel und in den Dienstleistungsgewerben 
in einem ersten Stadium auf bestimmte Tätigkei- 
ten, nämlich den Einzelhandel, die Banken und 
die Versicherungsanstalten beschränkt bleiben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Kommission führt im Jahre 1971, auf der 
Grundlage des Zahlenmaterials der Buchhaltung des 
Jahres 1970, eine Erhebung über die Arbeitskosten 
(für Arbeiter und Angestellte) im Einzelhandel, im 
Bank- und im Versicherungsgewerbe durch. 

Artikel 2 

Die Erhebung erstreckt sich auf die Unternehmen 
des Einzelhandels, auf die Banken und auf die Ver- 
sicherungsunternehmen, und zwar innerhalb der im 
Anhang definierten Grenzen; dieser Anhang bildet 
einen integrierenden Bestandteil dieser Verord- 
nung. Die statistische Einheit ist das Unternehmen, 
unabhängig von seiner Rechtsform. 

Für den Einzelhandel beschränkt sich die Erhe- 
bung auf die Unternehmen, die mindestens 20 Ar- 
beitnehmer beschäftigen. Für die Unternehmen, die 
20 bis 49 Arbeitnehmer beschäftigen, kann die Erhe- 
bung auf der Grundlage eines Stichprobenverfah- 
rens durchgeführt werden. 

Bei den Versicherungsunternehmen beschränkt 
sich die Erhebung (außer für Luxemburg) ebenfalls 
auf die Unternehmen, die mindestens 20 Arbeit- 
nehmer beschäftigen. 

Artikel 3 

Die Arbeitgeber sind verpflichtet, für ihre zur 
Untersuchung herangezogenen Unternehmen auf der 
Grundlage des Zahlenmaterials der Buchhaltung für 
das volle Jahr 1970 und unter den nachstehend fest- 
gesetzten Bedingungen die für die Ermittlung der 
Arbeitskosten (für Arbeiter und Angestellte) erfor- 
derlichen Auskünfte zu erteilen. 

Artikel 4 

Von der Erhebung werden erfaßt: 

a) die Kosten für Löhne und Gehälter einschließlich 
der Prämien und Gratifikationen sowie alle 
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Nebenkosten, insbesondere die der Arbeitgeber- 
beiträge zur Sozialversicherung und zu den Zu- 
satzsystemen, die sonstigen Sozialleistungen ein- 
sdiließlicb der freiwillig gewährten Sozialleistun- 
gen und die Aufwendungen im Zusammenhang 
mit der Berufsausbildung von Arbeitnehmern; 

b) die Zahl der in den Unternehmen beschäftigten 
Arbeitnehmer; 

c) die von den Arbeitnehmern geleistete Arbeits- 
zeit. 

Artikel 5 

Die Auskünfte werden von den Statistischen 
Ämtern der Mitgliedstaaten durch Fragebogen ein- 
geholt, die die Kommission unter Mitwirkung dieser 
Ämter aufstellt. 

Die Kommission legt unter Mitwirkung der Stati- 
stischen Dienststellen der Mitgliedstaaten die tech- 
nischen Einzelheiten der Erhebung und ggf. den 
Stichprobenplan für die Unternehmen, die weniger 
als 50 Arbeitnehmer beschäftigen, fest. Sie bestimmt 
ferner in der gleichen Weise den Zeitpunkt für Be- 
ginn und Abschluß der Erhebung sowie die Frist für 
die Beantwortung der Fragebogen. 

Die Auskunftspflichtigen haben die Fragebogen 
wahrheitsgemäß, vollständig und fristgerecht zu be- 
antworten. 

Artikel 6 

Die Statistischen Dienststellen der Mitgliedstaa- i 
ten bereiten die Auskünfte auf. Sie übermitteln ; 

Brüssel, 


der Kommission unter Ausschluß aller Einzelaus- 
künfte die nach den gemeinsamen festgelegten Richt- 
linien aufgegliederten Gesamtergebnisse der Erhe- 
bung. 

Artikel 7 

Die im Rahmen der Erhebung erteilten Einzelaus- 
künfte dürfen nur für statistische Zwecke verwen- 
det werden. Ihre Verwendung für steuerliche 
Zwecke und ihre Weitergabe an Dritte ist untersagt. 

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnah- 
men, um alle Verstöße 

a) gegen die in Artikel 3 genannte Verpflichtung, 
Auskünfte zu erteilen, 

b) gegen die Verpflichtung, die Auskünfte ge- 
mäß Absatz 1 dieses Artikels geheim zu halten, 

zu ahnden. 

Artikel 8 

Die in den Mitgliedstaaten durch die Erhebung 
entstehenden Kosten gehen zu Lasten der in den 
Haushaltsplänen der Europäischen Gemeinschaften 
für diesen Zweck bereitgestellten Mittel. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


den . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


L Einzelhandel 

Unternehmen, die eine oder mehrere der nachste- 
henden Tätigkeiten ausüben: 

Nr. der Allgemeinen 
Systematik der 
Wirtschaftszweige 
in den Europäischen 
Gemeinschaften 
(NAGE) 


1. Einzelhandel mit Nahrungs- 
und Genußmitteln 641/642 

2. Apotheken 643 

3. Einzelhandel mit medizini- 

schen, kosmetischen und Rei- 
nigungsartikeln 644 

4. Einzelhandel mit Bekleidung . . 645 

5. Einzelhandel mit Schuhen und 

Lederwaren 646 

6. Einzelhandel mit Heimtextilien 647 

7. Einzelhandel mit Einrichtungs- 

gegenständen und Haushalts- 
artikeln 648/649 

8. Einzelhandel mit Büchern, Zei- 

tungen, Papierwaren, Büro- 
bedarf 653 

9. Einzelhandel mit sonstigen 

Waren 654/655 

10. Sortimentseinzelhandel mit 
Waren verschiedener Art, 
Hauptrichtung Nicht-Lebens- 
mittel 656 


II. Banken 

Unternehmen, die unter einen nationalen Tarif- 
vertrag fallen, in dem die Arbeitsbedingungen und 
Entlohnung des Personals der Banken festgelegt 
sind; ausgenommen sind Nationalbanken, Sparkas- 
sen und Hypothekenbanken. In der Bundesrepublik 
Deutschland, wo ein derartiger nationaler Tarifver- 
trag nicht besteht, erstreckt sich der den übrigen 
Ländern entsprechende Erhebungsbereich auf: 

— Kreditbanken 

— Genossenschaftliche Kreditinstitute (Volksban- 
ken und Ländliche Kreditgenossenschaften ein- 
schließlich Zentralkassen) 

— Kreditinstitute mit Sonderaufgaben (die von dem 
Tarifvertrag für das private Bankgewerbe oder 
einem im wesentlichen gleichlautenden Tarif- 
vertrag erfaßt werden) 

— Teilzahlungskreditinstitute 

— Kassenvereine 

— Bausparkassen 


III. Versicherungen 

Versicherungsunternehmen, Rückversicherungsun- 
ternehmen und Kapitalisierungsgesellschaften, mit 
Ausnahme der Maklerbüros und der Versicherungs- 
agenturen. 
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Begründung 


Die Kommission kann bestimmte Aufgaben, die ihr 
nach dem Vertrag von Rom, insbesondere nach den 
Artikeln 2, 3, 117, 118, 120 und 122 obliegen, nicht 
erfüllen, wenn sie nicht über gültige und zwischen 
den Ländern vergleichbare Angaben über die Ar- 
beitskosten in den verschiedenen Wirtschaftszwei- 
gen verfügt. 

Sie hat daher im statistischen Bereich seit 1959, ge- 
stützt auf verschiedene Verordnungen des Rates®), 
eine Reihe spezifischer Gemeinschaftserhebungen 
durchgeführt. Diese Erhebungen betrafen bisher 
ausschließlich die Industrie, mit Ausnahme der 
für 1967 zum ersten Mal durchgeführten Erhebung 
im Straßenverkehrsgewerbe®). Die Ergebnisse die- 
ser Erhebungen sind in der Reihe „Sozialstatistik" 
des Statistischen Amtes der Europäischen Gemein- 
schaften veröffentlicht worden^®). Sie lieferten 
repräsentative und wertvolle Angaben, die von 
den Regierungen und in Kreisen des Wirtschafts- 
und Soziallebens der sechs Mitgliedstaaten sehr 
geschätzt werden. In Anbetracht der auf diese Weise 
gewonnenen Informationen können die Aufwendun- 
gen für die Durchführung dieser Erhebungen als ge- 
ring bezeichnet werden. 

Obwohl die statistische Dokumentation über die 
Löhne, soweit es sich um die Industrie handelt, ver- 
hältnismäßig zufriedenstellend ist, sind wichtige 
Sektoren der Wirtschaftstätigkeit — der Handel und 
die Dienstleistungsgewerbe — aus besonderen tech- 
nischen Gründen bisher nicht in den Bereich der 
Erhebungen über die Lohnaufwendungen einbezo- 

®) Verordnung Nr. 10 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. 56 vom 31. August 1960, Seite 
1199/60) 

Verordnung Nr. 14 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. 55 vom 16. August 1961, Seite 
1054/61) 

Verordnung Nr. 28 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. 41 vom 28. Mai 1962, Seite 1277/62) 
Verordnung Nr. 151 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. 133 vom 13. Dezember 1962, Seite 
2841/62) 

Verordnung Nr. 101/66/EWG (Amtsblatt der Europä- 
ischen Gemeinschaften Nr. 134 vom 22. Juli 1966, Seite 
2540/66) 

In der Verordnung (EWG) Nr. 1899/68 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 vom 29. No- 
vember 1968, Seite 1289/4) werden außerdem die Be- 
dingungen für die Durchführung der Lohnerhebung 
(im Jahre 1970) in der Industrie auf Grund der Buch- 
haltungsergebnisse des Jahres 1969 festgelegt. 

”) Verordnung Nr. 100/66/EWG (Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften Nr. 134 vom 22. Juli 1966, Seite 
2538/66). 

10) Nr. 3/1961, 3/1962, 1/1963, 2/1964, 5/1964, 6/1965, 5/1966 
und Sonderbeilage 68 der Reihe „Statistische Studien 
und Erhebungen". Die Einzelergebnisse der Erhebung 
1966 werden gegenwärtig gedruckt und die Ergebnisse 
der Lohnerhebung im Straßenverkehrsgewerbe 1967 
werden zur Zeit aufbereitet. 


gen worden. Die Tätigkeit der Kommission auf ver- 
schiedenen Gebieten verlangt aber insbesondere, 
daß immer umfassendere Zahlenangaben über den 
Bereich der Löhne und Gehälter zur Verfügung ste- 
hen. Dieser Bedarf besteht auch bei den Behör- 
den und den Berufsverbänden der verschiedenen 
Länder. Es kommt daher darauf an, die auf dem 
Gebiet der Lohnstatistik noch bestehenden Lücken 
nach und nach zu füllen. 

Aus sowohl wirtschaftlichen wie technischen Grün- 
den erschien es von Anfang an zweckmäßig, eine 
Erhebung über die Arbeitskosten auf den Sektoren 
des Handels und der Dienstleistungsgewerbe in 
einem ersten Stadium auf bestimmte Teilbereiche, 
nämlich den Einzelhandel, die Banken und das Ver- 
sicherungsgewerbe zu beschränken. 

Schon 1965 wurde eine aus Regierungsvertretern 
(Arbeits- und Sozialministerien und nationale Sta- 
tistische Ämter) und Sozialpartnern bestehende 
Arbeitsgruppe „Lohnerhebung in Handel und Dienst- 
leistungsgewerben" eingesetzt. Diese Arbeitsgruppe 
hat die besonderen Probleme untersucht, die sich bei 
der Durchführung einer Erhebung auf diesen Sekto- 
ren stellen. Im Rahmen dieser Untersuchung wurden 
im Jahre 1967 Probeerhebungen unter freiwilliger 
Beteiligung einiger Unternehmen des Einzelhandels, 
des Bank- und des Versicherungsgewerbes durchge- 
führt, um die entsprechenden Begriffsbestimmungen, 
Methoden und Fragebogen festzulegen. Nach einer 
gründlichen Prüfung der Ergebnisse dieser Probe- 
erhebungen sprachen sich die Mitglieder der Fach- 
untergruppen der Arbeitsgruppe „Lohnerhebung in 
Handel und Dienstleistungsgewerben" auf ihren Sit- 
zungen am 5., 6. und 7. Juni 1968 in Brüssel einstim- 
mig dafür aus, die Durchführung einer allgemeinen 
Erhebung im Jahre 1971 über die Aufwendungen der 
Unternehmen an Löhnen, Gehältern und Neben- 
kosten auf Grundlage des Zahlenmaterials der Buch- 
haltung des Jahres 1970 für die drei in Betracht kom- 
menden Tätigkeitsbereiche zu befürworten. 

Zur Durchführung der Erhebung selbst muß festge- 
stellt werden, daß eine vollständige Erfassung sämt- 
licher Unternehmen grundsätzlich die Regel ist. Um 
jedoch eine zu starke Belastung der Unternehmen 
und des Haushalts der Europäischen Gemeinschaften 
zu vermeiden, sind einige Einschränkungen an die- 
sem Grundsatz vorgenommen worden. So sollen 
beim Einzelhandel nur Unternehmen mit minde- 
stens 50 Beschäftigten erfaßt werden. Bei den Un- 
ternehmen mit 20 bis 49 Beschäftigten kann die Er- 
fassung auf der Grundlage einer repräsentativen 
Auswahl von Unternehmen erfolgen, wofür der ent- 
sprechende Stichprobenplan vom Statistischen Amt 
der Europäischen Gemeinschaften in Zusammen- 
arbeit mit den nationalen Statistischen Ämtern auf- 
gestellt wird. Für die Versicherungsanstalten ist — 
mit Ausnahme Luxemburgs — schließlich vorge- 
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sehen, nur Unternehmen mit mindestens 20 Beschäf- 
tigten zu erfassen. 

Sowohl die Regierungssachverständigen als auch die 
Vertreter der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmer- 
verbände haben mit Nachdruck darauf bestanden, 
daß die Entscheidung über die Durchführung dieser 
Erhebung so rasch wie möglich gefällt wird, damit 
die betroffenen Unternehmen noch im Laufe des 
Jahres 1969 die erforderlichen Vorkehrungen tref- 
fen können, um den Fragebogen auf der Grundlage 
ihres Zahlenmaterials der Buchhaltung für das Jahr 
1970 zu beantworten. 


Die Kommission legt daher dem Ministerrat den bei- 
gefügten Verordnungsentwurf zur Genehmigung vor. 
Wie in Artikel 8 dieser Verordnung vorgesehen, 
gehen die Kosten, die in den Mitgliedstaaten durch 
diese erste Lohnerhebung im Einzelhandel, im Bank- 
und im Versicherungsgewerbe entstehen, zu Lasten 
der in den Haushaltsplänen der Europäischen Ge- 
meinschaften für diesen Zweck bereitgestellten Mit- 
tel. Nach den in den Mitgliedstaaten eingeholten 
Auskünften werden sich die Gesamtkosten dieser 
Erhebung auf schätzungsweise 180 000 Rechnungs- 
einheiten (auf der Grundlage von 18 000 Unterneh- 
men zu 10 RE je Fragebogen) belaufen. 
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